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Kreis-SPD traf sich zur Mitgliederversammlung Euro-
pakonferenz im Familienzentrum Ost Offenburg / Klare 
Worte zur EU / Wahl der Delegierten für Europawahl 
„Die rezeptive Situation ist geprägt von Angst - Angst vor 
Krieg, wirtschaftlichen Krisen oder Flucht. Wir müssen die 
Menschen gewinnen, statt Angst zu bewirtschaften. Wir 
müssen einen Weg finden, positiv über Europa zu sprechen, 
statt nur aus negativen Überlegungen und aus der Defensive 
heraus.“  

Matthias Katsch, Kreisvorsitzender der SPD Ortenau, fand 
am Samstag im Familienzentrum Oststadt in Offenburg klare 
Worte bei der Mitgliederversammlung Europakonferenz ein 
knappes Jahr vor der Europawahl. 

Matthias Katsch rief die Mitglieder zum Gedankenaustausch 
auf und lieferte einige positive Diskussionsargumente. Euro-
pa stehe für Freiheit, Gerechtigkeit, Perspektiven, für Sozial-
staat und Solidarität. Das „Friedensprojekt“ Europa gelte als 
Vorbild für andere Gemeinschaften in Afrika oder Asien, und 
nicht zuletzt auch als „Menschrechtsprojekt“, „weil wir aus 
Fehlern gelernt haben“. Riefen wir uns die erarbeiteten Wer-
te und Standards einmal vor Augen und würden wir in die-
sem Sinne weiter zusammenarbeiten, könnte Europa nur 
gewinnen, so Katsch.  

Europa liefere das Programm für die Zukunft junger Leute, 
hieß es unter anderem in der regen Diskussion. Die Freizü-
gigkeit sei eine Bereicherung für alle, erlaube sie doch Men-
schen aus allen EU-Ländern ein friedliches Zusammenleben, 
da sich auch in wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Ebene 
auszahle.  
Insbesondere Deutschland profitiere, und hier die Anrainer-
regionen. Interrailkarte, Eurorail oder Erasmus - einst hart 
erarbeitet, seien sie heute für die jüngeren Generationen 
„normal“. Das gelte es zu untermauern, waren sich die Mit-
glieder einig, allerdings müsse man nun auch ein Fernziel 
definieren, und die Frage stellen, „wie geht es mit dem Pro-
jekt Europäische Union weiter?“ 

Auf politischer Ebene betonten viele Diskussionsbeiträge die 
Unabhängigkeit der EU. Viele Staaten suchen Europa als Ver-
mittler, weil sie nicht abhängig werden wollten von Russ-
land, China und den USA. 

Zukünftige Sicherung der erworbenen Werte und Standards 
hieße aber auch, für das Thema „Migration/Asyl“ offen zu 
sein. Asyl sei ein Menschenrecht, betonte Katsch, Migration 
sei kein Rechtsanspruch. Migration bedeute aber Zuwande-
rung und „wir brauchen geregelte Zuwanderung, denn wir 
brauchen Arbeitskräfte.“ Hier bedürfe es aber einer gemein-
samen europäischen Entwicklung und Zusammenarbeit, ei-
nes geregelten Verfahrens auf europäischer Ebene, nicht auf 
Ebene der einzelnen Staaten. Vorwürfe, die Demokratie ver-

sage, könne man schnell entkräften mit einer einfachen Rep-
lik: Nur in einer Demokratie kann man eine Regierung los-
werden - ohne „Mord und Totschlag“, ohne innere Zerreiß-
proben. 

„Europa gilt als Vorbild“ 

Die Delegierten des Kreisverbands für die Landesvertreter-
versammlung zur Europawahl (v. l.):  Andrea Ahlemeyer-

Stubbe, Boris Kaiser, Matthias Katsch und Saskia Ganter. 

Mitgliederversammlung der 
ASF Ortenau 

In Offenburg wurde die ASF-Vorstandschaft gewählt: 
1. Vorsitzende: Andrea Ahlemeyer-Stubbe 

Stellvertreterin: Ann-Katrin Sester  
Schriftführerin: Helga Pfahler 

Beisitzerinnen: 
Dorothea Hertenstein 

Monika Weismann 

Martine De Coeyer 

Milena Hotopp 

(Foto v. l.): Martine De Coeyer, Monika Weismann, 
Dorothea Hertenstein und Helga Pfahler. 
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 Erfolgreicher Zusammenschluss der SPD Ortsvereine Gengenbach, 
Berghaupten, Biberach, Haslach und Zell a. H. 

In einer historischen Entscheidung haben die SPD Orts-
vereine Gengenbach, Berghaupten, Biberach, Haslach 
und Zell a. H. einen bedeutenden Schritt unternommen, 
um ihre politische Präsenz zu stärken. In einer gemein-
samen Mitgliederversammlung der SPD Berghaupten, 
Biberach und Gengenbach am 22.02.23 haben sich die 
Mitglieder einstimmig dafür ausgesprochen, dass sie 
zum 1. Juli 2023 zu einem gemeinsamen Ortsverein zu-
sammenwachsen wollen und einen Lenkungsausschuss 
mit der Ausarbeitung der Details beauftragt.  
 

In monatelangen Gesprächen und intensiven Diskussionen 
wurde die Satzung, die Vorstandsstruktur und die Ideen zur 
Umsetzung erarbeitet. Zell a. H. und Haslach sind im Laufe 
dieser Gespräche dazugestossen. Ein zentrales Ergebnis die-
ser Diskussionen ist die Idee, die politische Arbeit in den Or-
ten zu belassen und die Administration und Organisation 
durch Verschlankung zu vereinfachen, also nur 1 Vorstand 
und 1 Kasse. D. h. die bisherigen Ortsvereine werden dann 
als Ortsversammlungen unter dem neuen (gemeinsamen) 
Ortsvereins geführt. Diese Ortsversammlungen vertreten die 
SPD-sichtbar in den Ortschaften. In der Wirkung vor Ort 
bleibt die SPD präsent. Der ehemalige Ortsverein wird zur 
Ortsversammlung. Der neue Zusammenschluss heißt Orts-
verein.  

Formal musste der Kreisvorstand für den 30.06.23 die Neu-
gliederung der Ortsvereine beschließen. Der Kreisvorstand 
hat unseren Wunsch einstimmig unterstützt und die Zusam-
menlegung zum SPD-Ortsverein Kinzigtal am 13.06.23 be-
schlossen. Der Zusammenschluss zum neuen Ortsverein Kin-

zigtal markiert einen Meilenstein in der politischen Land-
schaft und verspricht eine kraftvolle Stimme für die Bürgerin-
nen und Bürger in den kommenden Jahren. 
Am Samstag den 15.07.23 versammelten sich 29 von nun 97 
Mitgliedern bei tropischen Temperaturen zur konstituieren-
den Sitzung des neuen SPD-OV-Kinzigtal auf der Klingelhalde 
in Berghaupten. Die Stimmung war geprägt von Optimismus, 
Aufbruch und dem Willen, die politischen Herausforderun-
gen der heutigen Zeit zu gestalten. Neben der Aussprache 
und Entlastung der ehemaligen Vorstände, wurde die neue 
Satzung verabschiedet und ein neuer Vorstand gewählt. 
Matthias Katsch (Kreisverband Ortenau) und Dr. Johannes 
Fechner (MdB) haben uns durch die MV begleitet. 
Vielen Dank an alle, die dabei waren. Unser besonderer 
Dank gilt allen, die sich in den ursprünglichen Ortsvereinen 
in die Vorstandsarbeit eingebracht haben, dem Lenkungs-
ausschuss und dem Regionalbüro, besonders Markus 
Schupp. Dieser Einsatz macht die SPD-Arbeit vor Ort erst 
möglich!  
 

In den Vorstand des neuen Ortsvereins wurden gewählt: 
 

1. Vorsitzende:  
Andrea Ahlemeyer-Stubbe (Gengenbach) 
2. Stellv. Vorsitzende 

Hubert Schaffenberger (Biberach), Reiner Armbruster 
(Berghaupten) und Stefan Huber (Zell a. H.) 
3. Kassiererin 

Simona Pützschler (Gengenbach) 
4. Schriftführerin 

Stefanie Henninger-Kusch (Berghaupten) 
5. Beisitzer:innen 

Katharina Avsar (Biberach), Martine De Coeyer 
(Gengenbach), Lars Müller (Biberach), Bastian Pützschler 
(Gengenbach) und Heike Kaminski (Gengenbach)  
6. Kassenprüfung 

Raimund Fritsch (Berghaupten) und Beate Beck 
(Gengenbach) 
 

Die satzungsgemäßen Vertreter der SPD in den Ortschaften 
müssen noch durch die Ortsversammlung in jedem Ort be-
stimmt werden, kommissarisch sind die Positionen wie folgt 
besetzt:  
Berghaupten:  Markus Feist 

Biberach: Manuela Schätzle 

Gengenbach:  Andrea Ahlemeyer-Stubbe 

Haslach: NN (hier brauchen wir noch Freiwillige  ). 
Zell a. H.: Stephan Huber 

 

Der neu gebildete SPD-Ortsverein umfasst 97 Mitglieder und 
vertritt ein breites Spektrum. Gemeinsame Veranstaltungen, 
Diskussionsforen und Bürgerdialoge sind nur einige der ge-
planten Maßnahmen, um den Dialog zwischen Politik und 
Bevölkerung zu fördern. 

(V. l.): Stefanie Henninger-Kusch, Stefan Huber, Matthias 
Katsch, Bastian Pützschler, Hubert Schaffenberger, Heike  
Kaminski, Andrea Ahlemeyer-Stubbe, Martine De Coeyer 
und Dr. Johannes Fechner (MdB).  

Fortsetzung auf der nächsten Seite ... 
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 Fortsetzung von Seite 3 

Ortsverein Kinzigtal 
 

Wie geht es jetzt weiter?  
 

Der neue Vorstand hat sich zur konstituierenden Sitzung am 
02.08.23 getroffen. Auf der Tagesordnung standen unter 
anderem mögliche Aktivitäten im Herbst und Winter in allen 
Ortschaften. Im Vorstand hat sich eine Arbeitsgruppe zum 
Thema Öffentlichkeitsarbeit gebildet.  
Thema ist hier unter anderem unser Auftritt im Internet und 
in den Sozialen Medien. Dazu brauchen wir auch eure Ideen, 
Hände zum Umsetzen und ganz wichtig: Inhalte. Zum Bei-
spiel durch schöne Fotos aus dem Kinzigtal oder den einzel-
nen Ortschaften, die wir dann bei Social Media einsetzen 
können.  
Wir brauchen euch auch für die Kommunalwahlen und Vor-
schläge für Anträge sei es für die Arbeit in den Gemeinderä-
ten als auch an die Landespartei für den Landesparteitag. 
 

Die Vorsitzende des ehemaligen SPD-Ortsvereins Gengen-
bach und neugewählte Vorsitzende des SPD-Ortsvereins Kin-
zigtal, Andrea Ahlemeyer-Stubbe, erklärte: "Der Zusammen-
schluss ist ein historischer Moment für uns alle. Wir haben 
erkannt, dass wir gemeinsam mehr erreichen können als 
jeder Ortsverein allein. Indem wir unsere Ressourcen, unser 
Wissen und unsere Erfahrungen teilen, sind wir besser ge-
rüstet, um den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger eine 
starke Stimme zu verleihen. Unser gemeinsames Ziel ist es, 
die Lebensqualität der Menschen in Gengenbach, Berghaup-
ten, Biberach, Haslach und Zell a. H. nachhaltig zu verbes-
sern. Durch den Zusammenschluss können wir effizienter 
arbeiten, unsere Kräfte bündeln und unsere politischen Ziele 
mit größerer Entschlossenheit verfolgen." 

 

Die Bürgerinnen und Bürger können sich auf eine engagierte, 
gut organisierte und zielgerichtete Vertretung ihrer Interes-
sen freuen. Der erfolgreiche Zusammenschluss sendet ein 
deutliches Signal aus: Die SPD in Gengenbach, Berghaupten, 
Biberach, Haslach und Zell a. H. ist bereit, Verantwortung zu 
übernehmen und die Zukunft aktiv mitzugestalten. 
 

Eintrag ins Goldene Buch der 
Stadt Offenburg 

Unser Vorsitzender Matthias Katsch hatte die Ehre, sich im 
Goldenen Buch der Stadt Offenburg eintragen zu dürfen. 
Grund für den Eintrag ist die Auszeichnung mit dem Bun-
desverdienstkreuz am Bande im Jahr 2021 durch den Bun-
despräsidenten Frank-Walter Steinmeier im Berliner 
Schloss Bellevue.  

Als Sprecher des Vereins „Eckiger Tisch e. V.“ setzt sich 
Matthias maßgeblich für die Aufklärung sexuellen Miss-
brauchs in der katholischen Kirche ein. 

Zwei Jahre nach der Verleihung des Bundesverdienstkreu-
zes konnte nun die Eintragung ins Goldene Buch der Stadt 
Offenburg nachgeholt werden, denn aufgrund des Bundes-
tagswahlkampfs 2021 und der Kandidatur von Matthias 
hatte die Stadt Offenburg den Eintrag ins Goldene Buch 
verschoben. 

Wir gratulieren Matthias ganz herzlich zu dieser außerge-
wöhnlichen Ehrung! Es braucht Persönlichkeiten, die sich 
für Aufklärung und Hilfe für die Betroffenen einsetzen! 

(Foto v. l.): Offenburgs SPD-Vorsitzender Richard Groß,  
SPD-Kreisvorsitzende Matthias Katsch und Saskia Ganter 

 

Aus einem Protokoll der SPD Hohberg von 1975: 

Anscheinend gab es bereits 1975 eine kreisweite Mitgliederzeitung „Roter Ortenauer“. Wer weiß mehr darüber? 

Info an die Redaktion E-Mail: zeitschrift@spd-ortenau.de 

mailto:zeitschrift@spd-ortenau.de
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 Neuigkeiten von Derya Türk-Nachbaur (MdB) 

Sachstand zur Cannabis Entkriminalisierung  
Das Gesundheitsministerium rund um Herrn Lauterbach hat 
gemeinsam mit dem Kabinett einen Gesetzesentwurf zur 
Entkriminalisierung von Cannabiskonsumenten beschlossen. 
Die konkreten Ziele des Entwurfs beinhalten unter anderem 
den Gesundheitsschutz, insbesondere für Kinder und Ju-
gendliche, die Eindämmung des Schwarzmarktes und damit 
einhergehend eine Kontrollmöglichkeit, um die Qualität des 
Cannabis zu sichern und die Konsumenten vor verunreinig-
ten Substanzen zu schützen. Strenge Alterskontrollen, Kon-
sumverbotszonen vor Schulen und Kindergärten sowie be-
hördliche Kontrollen sollen zum besonderen Jugendschutz 
und zur Prävention beitragen. Zusätzlich ist ein allgemeines 
Werbe- und Sponsoringverbot vorgesehen. Ebenfalls ist eine 
Kommission beauftragt, einen Grenzwert zur Fahrtüchtigkeit 
herauszuarbeiten, der zeitgleich mit dem Gesetz etabliert 
werden soll. 

Geplant ist die Entkriminalisierung des Besitzes kleiner Men-
gen und maximal drei Pflanzen, die dem Eigenkonsum die-

nen. Sowohl das Ge-
sundheitsministerium 
als auch die SPD-

Fraktion und das Bun-
deskabinett sind sich 
einig in ihrem Vorhaben, 
eine moderne Cannabis-
politik zu etablieren. Der 
Gesetzesentwurf wurde 
im vergangenen August 
fertiggestellt, wird der-
zeit in der 1. Lesung dis-
kutiert, muss anschlie-
ßend vom Bundesrat zur 
Kenntnis genommen 

werden und soll schließlich mit Unterzeichnung möglichst 
schnell in Kraft treten. Die Ausarbeitung der 2. Säule der 
Entkriminalisierung ist für den Sommer 2024 geplant. 

Gründung eines Parlamentskreises für die Uiguren  
Am 5. September wurde auf meine Initiative hin der 
"Parlamentskreis Uiguren" gegründet. Mit insgesamt 11 Bun-
destagsabgeordneten aus den Fraktionen der SPD, FDP, Grü-
ne/Bündnis90 und der Union haben wir dieses informelle 
Gremium ins Leben gerufen. 

Mit dem Parlamentskreis wollen wir dazu beitragen, dass 
das Leid der Uiguren nicht aus dem Fokus der deutschen 
Öffentlichkeit gerät. Wir werden künftig im Rahmen von 
öffentlichen Veranstaltungen den direkten Dialog mit uiguri-
schen Menschenrechtsaktivistinnen und Vertretern der Ui-
guren in Deutschland suchen. Der Präsident des Weltkon-
gresses der Uiguren (WUC), Isa Dolkun, sowie eine zwanzig-

köpfige Delegation der Uiguren und Pressevertreter waren 
bei der Gründungsveranstaltung im Foyer des Paul-Löbe-

Hauses anwesend. 

Wir haben die Ende 2019 publizierten "China Cables" nicht 
vergessen. Die Unterlagen aus dem Inneren des chinesischen 
Staatsapparats belegen, wie die kommunistische Partei in 
der Autonomieregion Xinjiang einen riesigen Unterdrü-
ckungsapparat etabliert hat und die Rechte der dort leben-
den Uiguren brutal einschränkt. Es gibt Hinweise, dass in den 
von der chinesischen Regierung als "freiwillige Weiterbil-
dungseinrichtungen" bezeichneten Lagern Insassen verschie-
denen Formen von Folter, Geburtenkontrolle und körperli-
cher sowie psychischer Misshandlung ausgesetzt sind, ein-
schließlich politischer Indoktrination und erzwungener kultu-
reller Assimilation. Die ehemalige Hochkommissarin für 
Menschenrechte, Michelle Bachelet, sprach in ihrem Xinjiang
-Bericht angesichts der dort stattfindenden Verbrechen auch 
von "Anhaltspunkten für Verbrechen gegen die Menschlich-
keit". 

Gegenüber der Agentur AFP habe ich darauf hingewiesen, 
dass etwa 90 Prozent der gesamten chinesischen Baumwolle 
in Xinjiang angebaut wird, was etwa einem Fünftel des welt-
weiten Baumwollangebots entspricht. Statistisch gesehen 
besitzen wir fast alle irgendein Kleidungsstück, das aus 
Baumwolle aus Xinjiang hergestellt wurde. Leider wissen nur 
wenige, dass diese Baumwolle größtenteils von uigurischen 
Zwangsarbeitern geerntet wird. Die überwiegend muslimi-
sche Minderheit der Uiguren verdient ebenso wie die Men-
schen in Hongkong und Tibet unsere Aufmerksamkeit und 
Unterstützung. Wir wollen diesen Menschen zeigen, dass wir 
fest an ihrer Seite stehen.  

Derya Türk-Nachbaur (MdB) 

Derya Türk-Nachbaur (MdB) mit uigurischen Mädchen. 

(Fortsetzung nächste Seite …) 
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Melina: Was macht die Enquete Kommission Afghanistan? 

Derya: Afghanistan stellt bis heute in vielerlei Hinsicht einen 
einmaligen Einsatz dar. Deshalb ist es so wichtig aus dieser 
Erfahrung zu lernen. Das leisten wir in der Enquete-

Kommission Afghanistan. Wir analysieren kritisch und nach-
vollziehbar die Erfolge und die Fehler der Vergangenheit mit 
dem konkreten Ziel, in Zukunft besser vorbereitet zu sein. 

Melina: Wie trägst du zur Arbeit der Kommission bei? 

Derya: Als Obfrau und Sprecherin für die größte Regierungs-
fraktion koordiniere ich den politischen Kurs für die SPD in-
nerhalb der Enquete. Ich habe aber noch einen weiteren Hut 
auf: Ich schreibe momentan an einem Kapitel im Zwischen-
bericht zur „Stärkung der Menschen-, Frauen- und Minder-
heiten in Afghanistan“ im Rahmen des deutschen Engage-
ments von 2001 bis 2021. 

Melina: Was ist Stand der Dinge und was wird als nächstes 
passieren? 

Derya: Wir haben sehr konzentriert gearbeitet. Mit der Hilfe 
von externen und internen Sachverständigen haben wir Ber-
ge von Akten durchgearbeitet. Im November werden wir 
termingerecht einen fertigen Zwischenbericht vorlegen. Im 
Januar 2024 diskutieren wir unseren Bericht öffentlich im 
Plenum des Deutschen Bundestages. Auch wenn die Situati-
on heute in Afghanistan düster ist und noch immer Orts-
kräfte auf ihre Ausreisepapiere warten, unser Engagement 
war nicht umsonst. Ja, wir hätten vieles anders machen sol-
len, um unsere Ziele besser zu erreichen. Aber hinterher ist 
man eben immer schlauer. Viele Dinge taten wir zum ersten 
Mal. 

Wir müssen erkennen, dass große Ziele – und es ist nicht 
falsch, sich große Ziele zu stecken – einen angemessenen 
Zeitrahmen erfordern. Prozesse wie Demokratisierung oder 
die Gleichstellung von Frauen und Männern sind langwierig 
und beschwerlich, und nicht selten mit vereinzelten Rück-
schlägen verbunden.  

Fortsetzung von Seite 5 

Deryas Praktikantin Melina      
Krämer stellt drei Fragen zu             

Afghanistan  
Kindergrundsicherung 

Nach Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) spart der Staat auf längere Sicht viel 
Geld, wenn er die Kinderarmut nachhaltig bekämpft. Die 
DIW-Studie kommt zu dem Ergebnis, dass Armut oft von 
Generation zu Generation weitergegeben wird. Diese Ent-
wicklung gelte es zu durchbrechen, mit Hilfe der Kinder-
grundsicherung sei das möglich. Die Folgen von verfestigter 
Kinderarmut für den Staat wären 110 bis 120 Milliarden 
Euro jährlich.  

Flugbenzin mehr besteuern 

Greenpace hat bei 112 Routen in Europa die Preise für die 
Reise mit der Bahn oder mit dem Flugzeug verglichen. Das 
Ergebnis: Nur 23 Zugtickets waren preisgünstiger. Im 
Durchschnitt kosteten die Bahnfahrten doppelt so viel wie 
die vergleichbaren Flüge. Um Bahnfahrten in der EU günsti-
ger anbieten zu können, fordert die Umweltorganisation 
eine Kerosinsteuer von 50 Cent pro Liter Flugbenzin. 
Dadurch kämen Steuereinnahmen in Höhe von 46,2 Milliar-
den Euro zusammen. Einnahmen, mit denen Bahnfahrten 
spürbar günstiger gemacht werden könnten, erklärt Green-
peace. Die Umweltorganisation verwies in ihrer Erklärung 
zwar auf den Klimaplan der EU, der eine Besteuerung des 
Flugbenzins vorsieht. Gleichzeitig bezweifelte die Organisa-
tion, dass eine politische Mehrheit für die Besteuerung zu-
stande kommt. Die Mehrheit wäre nicht in Deutschland 
und nicht in den anderen EU-Ländern in Sicht.  

Download: Rechtliche Hinweise zur Kommunalwahl 2024 

Download: PDF-Formulare zur Kommunalwahl 2024 

Download: Layoutvorlagen zur Kommunalwahl 2024 

Informationsseite im Roten Netz der SPD Baden-

Württemberg hier klicken. 

Mehr zur Kommunalwahl 2024 in der nächsten Ausgabe 
des Roten Ortenauers. 

https://rotesnetz.spd-bw.de/file/file/download?guid=5678b4fd-dd7b-44d5-aac5-7c42dd51ef99&hash_sha1=c6263a7b
https://rotesnetz.spd-bw.de/file/file/download?guid=91f84d2f-6870-4740-86da-ee9bb04be05d&hash_sha1=530b4efe
https://rotesnetz.spd-bw.de/file/file/download?guid=d6667656-a724-48e6-b70c-b5da09da5f45&hash_sha1=0fb542d2
https://rotesnetz.spd-bw.de/p/kommunalwahl2024
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 Das „Offenburger KiTa-Modell“ und die Zukunft der Bildung  

Was tun, wenn der Staat oder die Kommune Versprechen wie 
die frühkindliche Bildung nicht mehr einlösen können, weil die 
Fachkräfte fehlen? Diese Frage stellte Hans Peter Kopp (SPD 
Offenburg und Sozialbürgermeister) im Gespräch mit Andreas 
Stoch am Montag im Büro der SPD Offenburg, begrüßt vom 
Ortsvereinsvorsitzenden Richard Groß. Der SPD-

Parteivorsitzende Baden-Württembergs diskutierte mit Mit-
gliedern der SPD-Fraktion und des Offenburger Vorstands.   
  

Stoch war gekommen, um sich über das „Offenburger KiTa-

Modell“ zu informieren. Es sei Ergebnis zahlreicher Diskussio-

nen, um dem Mangel an pädagogischen Fachkräften entge-

genzuwirken und gleichzeitig die Bildungs- und Betreuungs-

qualität zu erhalten. „Eine Vergrößerung der Gruppen kam 
nicht infrage, das wäre zu Lasten der Qualität sowie 
der Arbeitsbedingungen unserer Fachkräfte gegangen“, so 
Kopp. „Unsere Erzieher*innen sollen wirksam pädagogisch 
arbeiten können und nicht nur möglichst viele Zeiten abde-

cken. Stattdessen wurden die  Zeiten mit pädago-

gischen Fachkräften auf maximal sieben Stunden täglich fest-

gelegt. Weitere zwei Stunden Spiel- und Betreuungszeit und 
damit ein Ganztagsangebot, das laut Kopp von rund einem 
Drittel der Kinder in Anspruch genommen wird, deckt ein 
freier Träger, die Malteser, ab. „Deren Betreuer*innen sind 
keine pädagogischen Fachkräfte, haben aber Erfahrung mit 
Kindern und sind motiviert. Ihre Arbeit hat eine andere Qua-
lität und die Kinder bekommen andere wichtige Impulse“.    
Bislang seien drei Standorte auf das neue System umge-

stellt und die Fachkräfte können dort zu verlässlichen Ar-

beitszeiten bis zu sieben Stunden täglich  Bildungs- 
und Erziehungsarbeit anbieten, zwei weitere Standorte fol-
gen in den nächsten Monaten. Das Offenburger Modell wird 

bei Fachkräften positiv wahrgenommen und die Zahl der Be-

werbungen habe spürbar zugenommen – so der Bürgermeis-

ter.   
Um weiter erfolgreich zu sein, brauchen wir jedoch Unter-

stützung auch vom Land, so Kopp an Schoch gewandt. 
„Durch die Aufteilung auf sieben + zwei Stunden fallen wir 
aus der Ganztagsförderung des Landes heraus.“ Nötig 
sei auch eine Öffnungsklausel, die zusätzlichen Trägern mehr 
als die bisher möglichen zehn Wochenstunden erlaubt. „Wir 
müssen die gesetzlichen Regelungen anpassen.“  
Man habe sich in Baden-Württemberg zu lange nicht um die 
frühkindliche Bildung gekümmert, gab Stoch zu. Inzwischen 
sei der Personalschlüssel zwar gut, doch die gesellschaftliche 
Wertschätzung des Erzieherberufes könne besser sein. Man 
müsse sich auch überlegen, wie man Erzieher*innen wieder 
in den Beruf zurückbringt. Schoch fordert in Schulen wie in 
KiTas Arbeitsteilung, wie sie in anderen Ländern selbstver-

ständlich sei. So würden personelle Ressourcen frei und Leh-

rer und Erzieher könnten sich ausschließlich auf ihre Bil-
dungsaufgaben konzentrieren. Schoch plädiert für mehr Ei-
genverantwortung und Entscheidungskompetenzen bei 
Schulleitern und für „Teamteaching“, das nachgewiesener-

maßen bei Lehrenden wie Schülern die Zufriedenheit erhöht, 
die Belastung verringert und die Lernerfolge vergrößert.  
  

Frühkindliche Bildung sei eine gesellschaftliche Aufgabe, 
weswegen sie auch im Koalitionsvertrag stehe. Sie müsse ge-

bührenfrei sein, denn „mit (frühkindlicher) Bildung bauen wir 
an der Zukunft des Landes. Wer das unterschätzt, macht ei-
nen fundamentalen Fehler.“ Änderungen seien notwendig, 
die SPD sei dafür offen. 

Andreas Stoch, Parteivorsitzender der SPD Baden-Württemberg, diskutierte mit der Offenburger SPD  

Foto (v. l): Julia Letsche, Birgit Seitz, Richard Groß, Andreas Stoch, Dr. Martina Bregler, Hans-Peter Kopp  
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 „Klima in der Stadt“ 

„Die Pläne sind da, aber man muss sie auch umsetzen“. 
Die Landtagsabgeordnete Gabi Rolland sprach von dem 
Instrumentarium, das Kommunen schon jetzt zur Verfü-
gung steht, um das „Klima in der Stadt“ zu regulieren. 
Genau darum ging es bei unserem Roten Abend  im Café 
Zentral mit Vertretern verschiedener Ortsvereine und 
Bürger*innen.  

Offenburgs Ortsvereinsvorsitzender Richard Groß erinnerte 
in seiner Begrüßung an die tags zuvor im GR entschiedene 
Frage, keine Bäume zugunsten von neuen Radwegen zu fäl-
len. „Vor diesem Hintergrund passt das Thema des Referats 
hervorragend zu Offenburg“. Doch „warum darüber reden“, 
stellte Rolland die rhetorische Frage und beantwortete sie 
mit einigen erschreckenden Zahlen: 

- 2022 war das heißeste Jahr in Baden-Württemberg wie 
auch in Offenburg  
 

- 106 Sommertage, an denen die Temperatur von 25 Grad 
Celsius überschritten war, 49 Hitzetage mit über 30 Grad,  
7 Wüstentage mit über 35 Grad  
 

- In den Jahren 1961 bis 1990 habe es im Vergleich durch-
schnittlich 47 Sommertage gegeben, davon 9 Hitzetage und 
0,3 Wüstentage  
 

- von 1991 bis 2020 habe sich die Zahl der Sommertage fast 
verdoppelt mit 71 Tagen, davon 21 Hitzetage und 2,7 Wüs-
tentage.  
 

Die Maßnahmen sind bekannt:  
 

- Wichtige sind Kaltluftschneisen und Kaltluft-

Entstehungsflächen wie etwa Kleingärten  
 

- Notwendig sind Klimaanalysen, zum Beispiel, wenn Bebau-
ungspläne erstellt werden. „Die Stadtplaner müssen restrik-
tiv vorgehen.“ Klimaschutzpläne würden dann konkrete 
Maßnahmen für Bebauung definieren.  
 

- Offenburg habe zum Beispiel 188.000 Euro für eine 
Klimamanagerin vom Bund erhalten, sagte Gabi Rolland.  
 

- Sie zeigte Unverständnis für die Abschaffung der Baum-
schutzverordnung in Offenburg, denn Bäume seien die bes-
ten Klimaschützer, und forderte auf, Baumdenkmale unter 
Schutz zu stellen.  
 

- Gabi Rollands Mantra: „Pflanzen, pflanzen, pflanzen.“ Und 
wenn es Bäume in Kübeln seien für die Straßen in der Stadt, 
wo nicht gepflanzt werden könne.  
- Dachbepflanzung oder Fassadenbegrünung wirke Wunder, 

wie die Referentin am Beispiel Freiburg zeigte. Begrünung 
sei auch dort möglich, wo zunächst Denkmalschutz dagegen-
spräche, wie etwa in Gengenbachs geschützter Innenstadt.  
 

- Neben den Bepflanzungen seien Entsiegelungen oder Rück-
bau Möglichkeiten, das Klima die beeinflussen. „Das ist ein 
guter Schutz gegen die Auswirkungen von Starkregen.“  
 

- Größere Wasserflächen wie etwa in Kehl vor dem Bahnhof 
oder Trinkwasserbrunnen mit Fontänen in den Innenstädten 
seien ebenfalls probate Mittel. 

 

Die vorgestellten Maßnahmen seien bekannt, sie würden 
eben nur nicht immer umgesetzt. Sie ermutigte die Ortenau-
er Genossinnen und Genossen, in ihren Kommunen immer 
wieder die Umsetzung einzufordern. „Sie dürfen nicht nach-
lassen“, gab sie ihnen auf den Weg. Dazu gehört auch das 
Einfordern der Wärmeplanung, die Offenburg laut Gabi 
Rolland bislang noch nicht abgegeben habe. 
 

Roter Abend der SPD Offenburg mit Gabi Rolland (MdL) 

Richard Groß und Gabi Rolland (MdL) 
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 Besuch des EU-Parlaments 

Am 12.07. haben sich die Mitglieder von vielen Ortsvereinen 
der Ortenau getroffen für einen Tagesfahrt nach Straßburg, 
organisiert von Martine De Coeyer für den Kreisvorstand. Im 
Europa-Parlament wurden wir betreut von Frau Ines Grau, 
Friedrich-Ebert-Stiftung und trafen den EU-Abgeordneten 
der SPD Baden-Württemberg, René Repasi.  

Das Parlament zählt derzeit 705 Abgeordnete. Deutschland 
hat mit 96 Abgeordneten den größten Anteil, gefolgt von 
Frankreich und Italien. Den kleinsten Anteil hat Malta mit 6 
Vertretern. Im Parlament werden 24 Sprachen gesprochen.  
Die Parteien der verschiedenen Ländern bilden Fraktionen. 
Die größte stellen die Christlichen Demokraten, dann kom-
men die Sozialdemokraten und 47 Abgeordnete sind frakti-
onslos.  

Wir haben erfahren, wie ein Gesetz oder eine Richtlinie ent-
steht, vom Vorschlag der Europäischen Kommission bis zur 
Entscheidung im Parlament und Umsetzung in den Ländern.  
Die Flüchtlingspolitik war ein großes Thema und auch das 
neue Gesetz für die Renaturierung Europas, unterstützt vom 
Linken Flügel des Parlaments und erst ein paar Stunden zu-
vor verabschiedet. 

Wir konnten anschließend eine halbe Stunde lang die Arbeit 
der Abgeordneten im Plenarsaal verfolgen. 

Danach nahmen wir an einer Bootsfahrt auf der Ill mit dem 
Thema "Straßburg, 2000 Jahre Geschichte" teil.  

Ein interessanter Tag und eine schöne Erinnerung! 

Vielen Dank an das Team von René Repasi für die Unterstüt-
zung und an Frau Grau für die gute Führung. 

Mitglieder der SPD Ortenau besuchten das Europaparlament in Straßburg 

Unser Europaabgeordneter Prof. Dr. René Repasi (links) im 
Gespräch mit der Ortenauer Besuchergruppe. 
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 Diskussion über Europa in Schiltigheim 

Vertreter der SPD Ortenau diskutierten mit Vertretern 
der Parti Socialiste in Frankreich sowie mit französischen 
Studenten über die Vor- und Nachteile der EU  
 

In der Diskussionsrunde in einem Hörsaal der Technischen-
Hochschule Straßburg unter Leitung von Professor Bernard 
Jenaste, Secrétaire fédéral du PS Bas-Rhin pour l'Europe, 
ging es in mehrfacher Hinsicht um Europa. Zum einen über 
die Bedeutung von Europa und der EU im weltweiten Ver-
gleich zu anderen Kontinenten, Wirtschaftszentren und Wirt-
schaftsverbänden. Zum anderen über die Ziele der PS und 
der SPD - der Austausch zweier Parteien über den Rhein hin-
weg, sozusagen der Anstoß einer europäischen Zusammen-
arbeit. Darüber hinaus waren auch der Brexit und seine Fol-
gen ein großes Thema.  

Angeprangert wurden die vielen falschen Behauptungen, die 
in Großbritannien Boris Johnson tätigte, um den Brexit zu 
erreichen. Gehofft wurde, dass viele Briten, die für den 
Brexit gestimmt hatten, aufgrund der danach eingetretenen 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation inzwischen 
pro EU denken. Manche Teilnehmer auf französischer Seite 
meinten in diesem Zusammenhang, dass die Rechtspopulis-
tin Le Pen von diesem Negativbeispiel gelernt habe und nicht 
mehr aus der EU austreten wolle. Doch dieser Auffassung 
schlossen sich nicht alle Teilnehmer an, sie meinten, dass 
ökonomische Vernunft und die Verfolgung von europäischen 
Interessen nicht Sache der Demagogin Le Pen wären.  
 

Überraschend war die Erkenntnis, dass viele junge Europäer, 
was auch eine Befragung der Studenten zeigte, die EU-

Vorteile wie Reisefreiheit, der Wegfall von Grenz- und Zoll-
schranken, die einheitlich Währung nicht nennen konnten. 
Diese waren für sie, weil mit ihnen aufgewachsen, selbstver-
ständlich. Den anwesenden Studenten fiel auf Anhieb nur 
das Erasmus-Programm ein. Im Rahmen des Programms 
werden seitens der EU Studienaufenthalte, Praktika, als auch 
berufliche Weiterbildungsmaßnahmen in ganz Europa finan-
ziell gefördert. Die Ortswahl sowie die Wahl des Bildungsan-
bieter ist frei.  

Festgestellt wurde, dass die EU deutlich besser als ihr Ruf ist. 
Gegner, wie es sie auch innerhalb der EU gebe, zum Beispiel 
in Polen und Ungarn, würden leider erfolgreich immer wie-
der eine Ǘberregulierung und die ungerechtfertigte Einmi-
schung der Brüsseler EU-Zentrale in spezifische Angelegen-
heiten von Mitgliedsländern ins Feld führen. Aussagen wie 

sie schon Boris Johnson nutzte und die nicht zuträfen. Das 
Gegenteil wäre vielmehr der Fall. Etliche Länder-

Regierungen würden die EU-Gelder gern nehmen, im eige-
nen Land auch entsprechen investieren, doch öffentlich die 
Wohltaten nicht der EU, sondern sich selbst zuschreiben. Die 
Anwesenden in Straßburg meinten, dass hier die EU selbst 
für mehr Aufklärung und Wahrheit sorgen müsste, was allge-
mein aber als schwierig eingestuft wurde. 

Als negativ wurden die Steuerunterschiede je EU-Land oder 
Region angesehen. Gefragt wurde, wieso zum Beispiel Lu-
xemburg immer noch mit Steuervorteilen werben könnte. 
Dadurch würden Ungerechtigkeiten geschaffen, große Un-
ternehmen und reiche Personen könnten die Steuervorteile 
für sich nutzen. Alle anderen müssten die vollen Steuern 
bezahlen. Eine Situation, die einer Steuergerechtigkeit und 

dem Schließen der derzeit weit auseinanderklaffenden Arm-

Reich-Schere zuwiderliefen. Eindeutige Gegenmaßnahmen 
wurden in Straßburg nicht gefunden. Man war sich allerdings 
einig darin, dass die Steuerunterschiede noch etliche Zeit 
bestehen, da mit ihnen Firmen und Investoren angelockt 
werden, mit deren Hilfe strukturschwache Gebiete mit der 
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen gestärkt werden könn-
ten – auf dieses Förderinstrument wollte man in Brüssel der-
zeit nicht verzichten. Die Möglichkeiten dieses Instruments 
und dessen Auswüchse wurden am Beispiel Irlands disku-
tiert. Der Président du Mouvement Européen en France, 
Hervé Moritz, meinte, dass Auswüchse seitens der EU hart 
bestraft würden. So wurde beispielsweise Apple mit einer 
empfindlichen Strafe belegt, weil das US-Unternehmen so 
viele Steuererleichterungen in Irland in Anspruch genommen 
hatte, dass die EU von einer verbotenen Staatshilfe ausging. 

(V. l.): Hervé Moritz, Martine De Coeyer und Gerd 

Zimmermann 

Von Martine De Coeyer  
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 Bundeskonferenz der ASF 

Am 7. und 8. Juli fand in Berlin die Bundeskonferenz der 
SPD-ASF (Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Frauen) statt, sie stand unter dem Motto „Feministische 
Politik für Dich“. 
Unter den zwölf Delegierten aus Baden-Württemberg waren 
die beiden Ortenauerinnen Andrea Ahlemeyer-Stubbe aus 
Gengenbach und Dorothea Hertenstein aus Lahr. 

Die Festrede hielt Anke Rehlinger, Ministerpräsidentin des-
Saarlands und stellvertretende Parteivorsitzende. Sie hat die 
Konferenz mit ihren inspirierenden Worten restlos begeis-
tert. 

Das absolute Highlight war am Sonntag die Rede unseres 
Bundeskanzlers Olaf Scholz. In der sich anschließenden leb-
haften Debatte wurde danach gefragt, wie nach „Bazooka“, 
„Doppelwumms“ und „Zeitenwende“ der gleichstellungspoli-
tische Rollback aufgehalten werden kann, und ein feministi-
sches Grundsatzprogramm gefordert. 

In den Debattenbeiträgen und Anträgen der Konferenz sta-
chen thematisch die aktuelle Polykrisensituation (u. a. Trans-
formation, Covid-Pandemie, Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs, Klimawandel) besonders heraus, Frauen sind 
aufgrund der nach wie vor bestehenden strukturellen Be-
nachteiligung besonders hart betroffen. 
 

Zwei Resolutionen wurden einstimmig angenommen. Die 
S&D Frauenrechte Charta, die allen Frauen in Europa – unab-
hängig vom Wohnort – Grundrechte in Schutz, Beteiligung, 
Bezahlung und den Abbau von Stereotypen garantiert. „Ob 
in Warschau, Wien oder Wilhelmshaven, Frauenrechte müs-
sen in der ganze EU gleichermaßen gelten!“ und „Rechte 
Reden sind als solche zu entlarven und an demokratischer 
Gegenrede darf nicht gespart werden“, so der Tenor der 
beiden Bundesvorsitzenden Maria Noichl und Ulrike Häfner. 

Gegründet wurde von den SPD-Frauen ein Begleitausschuss 
zur Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes. Anträge zu 
diesem Thema wurden an den Bundesvorstand überwiesen 
und gemeinschaftlich bearbeitet. 
 

Die baden-württembergische Delegation auf dem ASF-

Bundeskongress mit den Ortenauer Delegierten Andrea 
Ahlemeyer-Stubbe (2. v. links) und Dorothea Hertenstein 
(3. v. links). 

Nachrichten aus Straßburg 

Ein großer Aufreger im Europaparlament war 
das Naturwiederherstellungsgesetz (Nature Restoration 
Law). Dieses ist wichtiger Bestandteil des Green Deals und 
soll die Biodiversität erhöhen. Die EVP, allen voran Manfred 
Weber von der CSU, hat in den letzten Wo-

chen Falschinformationen über das Gesetz verbreitet und 
die Angst gesät, dieses Gesetz würde unsere Nahrungsver-

sorgung gefährden. Das hat dazu geführt, dass 
der Umweltausschuss den Antrag mit 44 zu 44 abgelehnt 
hat. Das Plenum jedoch hat nun selbst die Ausschussarbeit 
übernommen und Änderungsanträge bearbeitet.  
Mit einer knappen Mehrheit konnten wir 
die Parlamentsposition beschließen. 

Ein weiteres Thema ist der digitale Euro. Die Kommission 
hat nun vorgelegt, wie diese virtuelle Währung ausgestaltet 
werden soll. Klar ist: der digitale Euro soll dem Bargeld 
gleichgestellt werden und es nicht ersetzen. Man soll 
ihn kostenfrei bei Banken erhalten können. Zudem soll er 
im Gegensatz zu Kartenzahlungen auch ohne Internetver-

bindung nutzbar sein. 

Außerdem hat Spanien die Ratspräsidentschaft zum 1. Juli 
2023 übernommen. Da Spanien am 23. Juli gewählt hat, 
könnte die Regierung Spaniens nun während der Ratspräsi-
dentschaft wechseln. Noch dazu besteht die Gefahr eines 
Rechtsrucks, denn die rechtsnationale Vox könnte mit an 
die Regierung gelangen. Klar ist: Die spanische Regierung 
muss in kurzer Zeit eine Vielzahl von EU-

Gesetzgebungsverfahren abschließen. Es bleibt jedoch un-
gewiss, wie sich die politische Landschaft entwickeln wird.  

Prof. Dr. René Repasi, Mitglied des Europäischen Parla-
ments 
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 Wenn Gebäude erzählen könnten 

Als wir, Mitglieder der SPD Ortenau, am 17. Juni 2023 in 
Offenburg, Lange Straße 52, vor dem Salmen standen, über-
legten wir, was diese Gedenkstätte der Demokratie uns erzäh-
len würde, wenn sie denn sprechen könnte. Sicherlich käme 
sie auf die Anfänge zu sprechen: dem Gasthaus¸ der Poststati-
on, der Rekrutierungsstelle von jungen Ortenauern und 
Schwarzwäldern die aufgrund der damaligen Regel, dass es 
immer nur einen Erben gibt, den Ältesten, dessen Geschwis-
ter leer ausgingen, was diese oftmals in die Armut stürzte, sie 
ihr Leben als Knecht, Taglöhner oder Magd fristen mussten. 
Männliche Nachkommen, die diesem Schicksal entrinnen 
wollten, gingen in den Salmen und verdingten sich für den 
Soldatendienst – kämpften für irgendeinen Herrscher irgend-
wo auf dieser Welt.  

Und selbstverständlich käme auch das Herzstück des Salmen 
zur Sprache: der Tanzsaal – nicht immer eine Stätte des Ver-
gnügens, ebenso eine Stätte der politischen Umwälzungen 
und des Terrors. Bei den politischen Umwälzungen ist der 
12. September 1847 hervorzuheben. An diesem Tag wurde 
im Salmen-Saal der Grundstein der deutschen Verfassung 
gelegt. Mehrere hundert Bürgerinnen und Bürger verab-
schiedeten einstimmig 13 Forderungen des Volkes.              

Die Rede ist von Grundrechten, die sich heute in unserem 
Grundgesetz wiederfinden. Unter den Versammelten war 
das Paar Amalie und Gustav Struve sowie Friedrich Hecker, 
jeweils Leitfiguren der Badischen Revolution 1848/49. Nicht 
wenige Historiker meinen inzwischen, dass die 13 in Offen-
burg vorgetragenen Forderungen das erste politische Pro-
gramm Deutschlands darstellen.  

Das erste politische Programm Deutschlands 

Warum sich die Revolutionäre gerade in Offenburg trafen, ist 
leicht nachzuvollziehen. Zum einen wegen der guten Ver-
kehrsanbindung. Mit der Eisenbahn war die Kinzig-Stadt, 
zwischen Karlsruhe und Freiburg gut erreichbar. Zum ande-

ren ging der Stadt der Ruf voraus, freiheitlichen, volksnahen 
Gedanken gegenüber offen zu sein, wofür ebenso der Bür-
germeister Gustav Rée stand. Rée war am 12. September 
1847 im Salmen ebenfalls mit dabei. Und er half kräftig mit, 
dass die 13 Forderungen für die Freiheit über Baden hinaus 
bekannt wurden. Ausschlaggebend für die Wahl Offenburgs 
war auch der Salmen-Tanzsaal. Aufgrund seiner Größe war 
er für größere Versammlungen bestens geeignet. In der 
oberrheinischen Tiefebene gab es kaum einen vergleichba-
ren Saal.  
 

Dem Akt der Freiheit oder Befreiung am 12.September 1847 
folgte 1938, vom 9. auf den 10. November, der blanke Terror 
– die Reichskristallnacht. 1875 kaufte die jüdische Gemeinde 
in Offenburg den Salmen, und nutzte ihn als Synagoge. Der 
ehemalige Tanz- und Versammlungssaal, wurde zum Be-
traum. In der Nacht zum 10. November 1938 zerstörten die 
Nationalsozialisten die Synagoge, die Einrichtung wurde auf 
die Straße geworfen und verbrannt. In der Folgezeit wurden 
viele Juden aus Offenburg und Umgebung deportiert, die 
meisten starben in Konzentrationslagern wie Dachau und 
Auschwitz.  

 Brutales Ende von Freiheitsträumen  
Das Offenburger Bauamt und die städtische Feuerwehr un-
tersagten den Nationalsozialisten das Anzünden der Synago-
ge. Sie fürchteten das Übergreifen des Feuers auf die neben-
stehenden Wohngebäude. Auch dem späteren Ansinnen der 
Nationalsozialisten den Salmen abzureißen widersprach das 
Bauamt mit dem Argument, dass das Gebäude noch gut und 
stabil sei, der Abriss wäre wirtschaftlich unklug, das Gebäude 
könnte noch sinnvoll genutzt werden. Davon ließen sich die 
Nationalsozialisten nicht beeindrucken. Sie forderten den 
Abriss, den die Juden bezahlen sollten. Doch hierzu waren 
diese finanziell nicht in der Lage. Somit kamen die Nazis auf 
die Idee, das Gebäude für ihre Zwecke zu nutzen.  

Es kam wie es wohl kommen musste. Von 1942 bis 1944 
belegte die Kartonagenfabrik Drinneberg den Saal. Eingestuft 
als kriegswichtiger Betrieb wurden von Zwangsarbeitern 
Munitionsverpackungen hergestellt. Während dieser Zeit 
kamen die Nazis auch auf die Idee, im Salmen russische 
Kriegsgefangene unterzubringen. Der Gedanke wurde ver-
worfen, da der Hofraum, in dem die Gefangenen antreten 
sollten, zu klein war. Nicht verworfen wurde das Projekt, 
ausländische Zivilarbeiter im Salmen zu verwahren , unter 
menschenunwürdigen Lebensbedingungen, die sogar das 
Bauamt zur Beschwerde veranlassten.  

Nach Kriegsende, als viele Flüchtlinge aus den ostdeutschen 
Gebieten Offenburg erreichten, war der Salmen ein Auffang-
lager. Im März 1949 erfolgt die Rückübertragung des Sal-
mens an den Oberrat der Juden in Baden.  

(Fortsetzung nächste Seite …) 

Eine Gruppe von Mitgliedern der SPD Ortenau besuchte 
den „Salmen“ in Offenburg. 

Mitglieder der SPD Ortenau besuchten den „Salmen“ in Offenburg 
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Doch weil es keine jüdische Gemeinde in Offenburg mehr 
gab, wurde das Gebäude vom Oberrat verkauft. Der neue 
Eigentümer riss 1955 das Vorderhaus ab und errichtete an 
dieser Stelle ein Wohn- und Geschäftshaus. Aus dem traditi-
onsreichen Saal im Hinterbau  wurde ein Lager für Fischwa-
ren. Später dann ein Lagerraum für Reinigungsmittel und 
schließlich ein Verkaufsraum für Elektroartikel. 

 

1997 wachte Offenburg auf 

Während der Nachkriegszeit bekleckerte sich die Stadt 
Offenburg hinsichtlich der Übernahme des Salmen nicht ge-
rade mit Ruhm. Sie hatte jeweils das Vorkaufsrecht, was sie 
aber nicht wahrnahm. Einmal wurde von einem Bürgermeis-
ter der Salmen-Kauf mit den Worten abgelehnt: „Was soll 
ich denn mit den Vereinigten Hüttenwerken?“ Nicht alle Bür-
germeister und Stadträte dachten gottlob so. 1997 endlich 
erwarb die Stadt die vielseitige Begegnungsstätte. Im Herbst 
2002 wurde aus dem Salmen eine Erinnerungsstätte in drei-
facher Hinsicht: Für die badische und deutsche Demokratie-
bewegung sowie für die jüdische Gemeinde in Offenburg.  

Wenn Du heute den Salmen betrittst, begibst du dich auf 
eine Zeitreise. Du kannst die Euphorie der Revolutionäre und 
die Zerstörung der Nationalsozialisten gut nachempfinden. 
Du spürst geradezu das Leid, das die Nazis bei den Juden 
verursachten. Dazu trägt sehr eindringlich auch ein Film bei, 
in dem eine jüdische Offenburger Familie eine bedeutende 
Rolle spielt. Nicht alle Familienmitglieder haben den Holo-
caust überlebt, wie auch die Führerin durch die Gedenk-
stätte anhand von Bildern erklärt. Du siehst den Film, Du 
hörst der Führerin zu, schaust dir die Bilder an den Wänden 
an, Portraitaufnahmen von Menschen wie wir, Du ballst die 
Hände zu Fäusten und bist machtlos. 

Ein einziger Gedanke durchfährt dich: Die Zeiten, in denen 
Menschenrechte mit Füssen getreten werden, dürfen nie-
mals wiederkommen!  

 

 

Der 14. Juli, Gedenktag an den Sturm auf die Bastille 1789, 
wurde erst 1880, zu Beginn der Dritten Republik, zum offizi-
ellen Datum des französischen Nationalfeiertags gewählt. 
Unter all den Vorschlägen, die eingegangen waren, sollte ein 
Datum zur Feier des Amtsantritts des republikanischen Re-
gimes ausgewählt werden. Die Dritte Republik wurde am 4. 
September 1870 gegründet. Die Abgeordneten hätten die-
sen Moment befürworten können, aber er geriet sehr 
schnell in Vergessenheit, da dieses Datum mit zwei tragi-
schen Ereignissen verbunden war, die noch immer sehr prä-
sent waren: der militärischen Niederlage gegen Preußen und 
dem Massaker der Kommunarden. 

Bei der Wahl eines Datums für den Nationalfeiertag stieß 
man hier in Deutschland auf das gleiche Problem.  

Am 9. November 1989 fiel die Mauer. Ein Jahr später, am 3. 
Oktober 1990, kam es zur Wiedervereinigung Deutschlands. 
Wir müssen also einen neuen Termin für den Nationalfeier-
tag des neuen Deutschlands festlegen. 

 

Der 9. November, der uns Deutschen am Herzen liegt, wurde 
nicht gewählt, weil an diesem Tag folgende Ereignisse 
stattfanden:  

 9. November 1969: Die linksextremistische Gruppe Tu-
pamaros legt eine Bombe im Jüdischen Gemeindehaus 
in Berlin. Die Bombe explodiert nicht.  
 

9. November 1938: Reichspogromnacht mit offiziellem 
Beginn der nationalsozialistischen „Reinigung“  

 9. November 1923: Hitler-Putsch in München  

 9. November 1918: Aufruf der Weimarer Republik  

 9. November 1848: Hinrichtung des Demokraten Robert 
Blum während des revolutionären Umsturzversuchs in 
Wien.  
 

Deshalb wurde der 3. Oktober zum deutschen Nationalfeier-
tag gewählt. Dennoch ist der 9. November heute das Datum 
des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus. 

Ein Besuch des „Hauses der Demokratie“ in Offenburg lohnt 
sich! 

Gedanken zum 14. Juli und 3. Oktober  

Service 

E-Mail an die Redaktion: 
zeitschrift@spd-ortenau.de 

E-Mail an den Kreisvorstand: 
info@spd-rheinau.de 

E-Mail an die „Roten Socken“: 
die-roten-socken@spd-ortenau.de 

mailto:zeitschrift@spd-ortenau.de
mailto:info@spd-rheinau.de
mailto:die-roten-socken@spd-ortenau.de
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 Starke Frauen in Ohlsbach (1) 

Ohlsbach, zwischen Gengenbach und Ortenberg gelegen, dort 
wo die Kinzig den Schwarzwald verlässt und in die Rheinebene 
eintritt, dort hat es schon früh die Menschen hingezogen – die 
Kelten rund 300 v. Chr., dann die Römer und die Alemannen. 
In Hinterohlsbach, in tiefer Abgeschiedenheit des Schwarz-
walds, wird ein Versammlungsort der Kelten vermutet. Und 
nach Hinterohlsbach zu einem einstigen Versammlungsort der 
Sozialdemokraten waren Genossinnen und Genossen aus der 
Ortenau unterwegs, organisiert von der ASF, unter der Leitung 
von Angelica Schwall-Düren. Das Ziel war das Bandeck-Lindle, 
heute eine Höhengaststätte, im 19. Jhd. ein konspirativer 
Treffpunkt der Sozialdemokraten aus dem Südwesten und von 
weiter her.  
 

Zentrum: Brandeck-Lindle 

 

Sie mussten sich im 19 Jh. heimlich treffen. Dazu zwang sie 
das Sozialistengesetz von 1878 bis 1890, mit dem die 
„gemeingefährlichen Bestrebungen“ der Sozialdemokraten 
unterbunden werden sollten. Auf den Punkt gebracht: Mit 
dem Gesetz wollte Reichskanzler Otto von Bismarck, zusam-
men mit Monarchisten und Konservativen, im Deutschen 
Reich die Arbeiterbewegung zerschlagen. Verboten waren 
alle sozialdemokratischen Organisationen, Schriften und 
Versammlungen. Doch im abgelegenen Hinterohlsbach, auf 
der Brandeck, wo die staatliche Überwachung schwierig war, 
konnten sich die Sozialdemokraten weiter treffen, ihre Ziele 
zum Vorteil der sozial Benachteiligten weiterhin verfolgen.  

Dafür hatten vor allem Adolf und Marie Geck gesorgt, die 
das damalige Gebäude auf der Brandeck, kurz Villa Strehlen 
genannt, gepachtet hatten. Adolf Geck, Offenburger Verleger 
und erster Sozialdemokrat im Präsidium der Zweiten Badi-
schen Kammer und Mitglied des Reichstags, war der Sohn 
des Wirts vom Zähringer Hof in Offenburg. Dem Gasthaus in 
dem die Freiheitskämpfer 1847 die 13 Forderungen des Vol-
kes in Baden formulierten, die im Offenburger Salmen am 
12. September 1847 von Friedrich Hecker und Gustav Struve 
verlesen wurden. Ein entscheidender Anlass für die deutsche 
Demokratiebewegung und für die badische Revolution 
1848/49.  

Zähringer Hof und Salmen in Offenburg  

Marie Geck, die Ehefrau von Adolf Geck, Journalistin, Kom-
munalpolitikerin, Geschäftsfrau und Mutter von fünf Kin-
dern, arbeitete nicht nur bei der Zeitung ihres Mannes „D´r 
alt Offeburger“ mit, indem sie viele Artikel verfasste, in de-
nen sie u. a. für das Frauenwahlrecht eintrat. Sie hielt wäh-
rend den manchmal monatelangen Abwesenheitszeiten ih-
res Mannes den kompletten Betrieb, einschließlich der Dru-
ckerei, am Laufen. Daneben verfasste sie auch Artikel für 
überregional erscheinende Zeitungen sowie für die Zeit-
schrift „Gleichstellung“, herausgegeben von ihrer Freundin 
Clara Zetkin, eine unermüdliche Kämpferin für Frauenrechte, 
der proletarischen Frauenbewegung, der Sozialdemokratie 
und Initiatorin des Weltfrauentags am 8. März. 

Auf sozialdemokratischen Spuren in der Ortenau 

Eine kleine, aber feine Wandergruppe war auf den Spuren der Sozialdemokratie in der Ortenau unterwegs. 

Fortsetzung auf der folgenden Seite ... 
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 Starke Frauen in Ohlsbach (2) 

1903 fungierte Marie Geck als eine der ersten Armenrätin-
nen in Offenburg und trat für bessere Lebensumstände von 
sozial Benachteiligten ein. Darüber hinaus förderte sie noch 
während des Ersten Weltkriegs die Gründung einer städti-
schen Fürsorgestelle für die Hinterbliebenen gefallener Sol-
daten. Um diese Betroffenen kümmerte sie sich bis weit 
nach Kriegsende, auch aus persönlichen Gründen: Noch in 
den letzten Kriegstagen fiel ihr ältester Sohn Brandel, ein 
Schicksalsschlag, von dem sie sich kaum mehr erholte. 
  
Auf dem Weg hoch zum Brandeck-Lindle, vorbei an Wiesen, 
Felder und durch dunkle Waldstücke kommen einem Gedan-
ken wie „Wer war hier schon alles unterwegs?“ Die Gecks 
natürlich und deren sozialdemokratischen Freunde, ja, die 
Liste ist lang: August Bebel, Karl Liebknecht, Rosa Luxem-
burg, Clara Zetkin, die Schriftstellerin Marie Luise Kaschnitz. 
Sie alle und etliche weitere Persönlichkeiten waren schon in 
dem kleinen Ohlsbach auf der Brandeck, später ebenso   
Marta Schanzenbach und Willy Brandt. Ja, Willy Brandt auch, 
aber nicht auf dem Weg vom Kinzigtal her. Er wanderte 1977 
von Baden-Baden bzw. Durbach kommend mit Erhard Eppler 
und Harald B. Schäfer im Schlepptau von der anderen Seite 
hoch. Aber das Frankfurter Ärztepaar Dr. Hope Bridges 
Adams Walther und Dr. Carl Walther dagegen schon, wäh-
rend der Zeit als das bismarcksche Sozialistengesetz galt. Sie 
kamen auf der Kinzigtalseite zur Brandeck, denn sie waren 
oft in Offenburg und in den umliegenden Bauernhöfen, um 
zu helfen. In Offenburg halfen sie mit, die Rote Feldpost - in 
der Schweiz gedruckte sozialdemokratische Schriften wie 
„Der Sozialdemokrat“ und den „Vorwärts“ - nach Hinterohls-
bach aufs Brandeck-Lindle zu schmuggeln und von dort aus 
im süddeutschen Raum zu verteilen. 
 

Wenig Literatur zu Marie Geck 

Auf der Höhe, im traditionsreichen Gasthof angekommen, 
sorgte die ASF-Wandergruppe zuerst einmal für ihr körperli-
ches Wohl. Danach erzählte Angelica Schwall-Düren die Ge-
schichte des Hauses und der umliegenden Gebäude, zum 
Beispiel von der Villa Strehlen, die für die Öffentlichkeit lei-
der nicht mehr zugänglich ist. Dabei ging sie etwas ausführli-
cher auf Marie Geck ein, sie bedauerte, dass es über diese 
vorbildlich Frau kaum Literatur gibt. Anders sieht es beim 
Ärztepaar Walther aus, das ursprünglich in Hinterohlsbach 
ein Sanatorium für an Lungentuberkulose Erkrankte einrich-
ten wollte, sich dann aber für Nordrach entschieden hatte. 
Das Paar musste seinerzeit Frankfurt verlassen, da es 
Schwierigkeiten mit Behörden und anderen Ärzten wegen 
kostenlosen Behandlungen von Armen bekommen hatte.  
Hope Bridges Adams Walther war Engländerin und die erste 
Frau, die in Deutschland, in Leipzig, Medizin studiert hatte. 
Ihr Spezialgebiet war Frauenleiden. Noch vor ihrem Studium 
hatte sie in London Karl Marx und Friedrich Engels kennen-
gelernt. Auf der Brandeck lernte sie, inzwischen zweifache 

Mutter, den Offenburger 
Carl Lehmann kennen, 
verliebte sich neu, ließ 
sich scheiden und heira-
tete erneut. Ihr Ex-Mann 
blieb in Nordrach, führte 
das Lungensanatorium 
weiter, sie ging mit Leh-
mann, der auf ihr Betrei-
ben hin in Straßburg ein 
Medizinstudium absol-
viert hatte, nach Mün-
chen, wo sie eine Ge-
meinschaftspraxis eröff-
neten und sich um be-
nachteiligte und geflohe-
ne Menschen kümmer-
ten, darunter das Ehe-
paar Lenin. In Leipzig 
und München ist heute 
jeweils eine Straße nach 

Hope Bridges Adams Lehmann benannt.  
 

Mit starken Frauen will sich die ASF Ortenau auch künftig 
befassen. Deshalb ist für 2025 eine Reise auf den Spuren von 
Josephine Baker, französische Tänzerin und Widerstands-
kämpferin, geplant. Weitere Informationen gibt es bei    
Martine de Coeyer, Telefon 0176 395 546 11.  

Auf sozialdemokratischen Spuren in der Ortenau 

Marie Geck, Anfang der 1920er 
Jahre  

Internationaler Frauentag 2014 in Offenburg: 
Es wurden politisch in Offenburg agierende Frauen darge-
stellt. Die ASF Ortenau stellte Clara Zetkin vor. 
(Foto v. l.): Helga Pfahler, Kirsten Braun, Renate Merten 
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 Nachhaltige Produktion bei Köhlerpappen GmbH 

Auch in schwierigen Zeiten hält die Köhlerpappen 
GmbH in Gengenbach an ihrem Ziel fest, bis 2030 
80 % weniger CO² zu produzieren. Dazu informierte 
sich SPD-Bundestagsabgeordneter Johannes    
Fechner vor Ort bei Prokurist Thomas Dörfer.  
 

Dörfer sagte eingangs, dass die Energiepreise eine Heraus-
forderung sind. Gerade deshalb wolle man auf eine nachhal-
tige Energieversorgung umstellen. Fechner hatte sich erfolg-
reich für einen Zuschuss von einer Viertelmillion Euro für die 
umweltfreundliche Erweiterung der Kläranlage eingesetzt, 
die infolge dieses Bundeszuschusses nun gebaut werden 
kann. Durch das neue Biomasseheizwerk kann nicht nur das 
bestehende Braunkohlekraftwerk abgeschaltet werden, son-
dern 19.000 Tonnen CO² von insgesamt 32.000 Tonnen CO² 
konnten dadurch eingespart werden. Weitere 14.000 Ton-
nen CO² sollen eingespart werden durch die Beteiligung an 
einem Windrad. 

Derzeit produziert die Köhlerpappen GmbH mit knapp 100 
Mitarbeitern spezielle Pappe. Ein großer Kunde ist die Firma 
Ravensburger, die die Pappen aus Gengenbach zu Puzzeln 
verarbeitet. Auch geht man neue Wege: Als neues Produkt 

bietet man Pappe mit Anteilen aus Graspellets an, was vor 
allem bei umweltbewussten Kunden großen Zuspruch findet. 
  

An die Politik hat Köhlerpappen vor allem zwei Wünsche. 
Zum einen wünscht man sich von der Stadt Gengenbach eine 
beschleunigte Planung für den Anschluss des Standortes 
westlich an den Kinzigpark. "Das entlastet auch die Innen-
stadt von Gengenbach", so Dörfer. Zum anderen machen 
Köhlerpappen die hohen Stromkosten Sorgen. Fechner sieht 
sich deshalb darin bestätigt, dass es in Deutschland einen 
subventionierten Industriestrompreis geben muss. "Wir 
müssen unsere Industriebetriebe unterstützen, wenn wir 
weiter Industrie bei uns haben wollen und dazu gehört es, 
den Strompreis für Industriebetriebe zeitlich befristet zu 
subventionieren", forderte Fechner. 
 

 

 

(Foto v. l.): Ute Seiler (Betriebsrätin), Thomas Dörfer 
(technischer Leiter, Prokurist), Dr. Johannes Fechner (MdB), 
Christian Geiger (Geschäftsführer) und Nicola Turri 
(Geschäftsführer) 

Info-Stand und Musik in Hausach 

Die SPD Hausach war auf dem Wochenmarkt in Hausach 
mit einem Informationsstand präsent. Die Chorgruppe "Die 
Roten Socken" des Kreisverbands Ortenau unterhielten die 
Markbesucher:innen mit Liedern der Arbeiter- Freiheits- 
und Friedensbewegung. Diese Mischung mit Songs wie zum 
Beispiel "Das Bürgerlied", "Die Gedanken sind frei", "Sag' 
mir, wo die Blumen sind" und "Brüder zur Sonne, zur Frei-
heit" kam sehr gut an. 
Eine Zugabe durfte nicht fehlen. Zum Abschluss des ein-
stündigen Gastauftritts in Hausach erklang "Hevenu Scha-
lom Alechem" ("Wir wollen Frieden für alle") 

Foto: Die Roten Socken mit Vorstands- und Fraktionsmit-
gliedern der SPD Hausach  

E-Mail an die Roten Socken: 
die-roten-socken@spd-ortenau.de 

mailto:die-roten-socken@spd-ortenau.de
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Aus den Ortsvereinen 

Familienfest in Wolfach 

Bei bestem Wetter im wunderschönen Flösserpark fand das 
jährliche Familienfest der SPD Wolfach statt.  
Gute Stimmung, schönes Zusammensein, interessante Dis-
kussionen über Themen aus Wolfach aber auch Gutach, 
Hausach, Hornberg. Besonders erfreulich war die Anwesen-
heit von Derya Türk-Nachbaur (MdB) und Elvira Drobinski-
Weiß (MdB a. D.).  

Der Ortenauer Kreisvorstand wurde durch Martine De 
Coeyer vertreten.  
Und nicht zuletzt: die gute Verpflegung. Alles war vorhan-
den für einen gelungenen Nachmittag. 

(Foto v. l.): Elvira Drobinski-Weiß (MdB a. D.) und  
Derya Türk-Nachbaur (MdB)  

Impressum 

V. i. S. d. P: SPD-Regionalzentrum Südbaden 

Merzhauser Str. 4, 79100 Freiburg 

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 2. Oktober 2023 

Redaktion „Der Rote Ortenauer“: 
Martine De Coeyer, Dr. Jutta Hagedorn, Helmut Lind,   
Petra Mayer-Kletzin, Helga Pfahler und 

Gerd Zimmermann 

Unsere Arbeit für den „Roten Ortenauer“ ist ehrenamtlich. 
E-Mail:  zeitschrift@spd-ortenau.de 

Internet:  www.spd-ortenau.de 

 www.roter-ortenauer.de 

Facebook: www.facebook.com/spdortenau
 www.facebook.com/der-rote-ortenauer 
Copyright © 2023 SPD Ortenau 

Bildnachweise   

Seite 1:    SPD Kinzigtal 
Seite 2:    SPD Ortenau 

Seite 3:    SPD Ortenau 

Seite 4:    Andreas Heideker 
Seite 5:    Fionn Große 

Seite 6:    SPD Baden-Württemberg 

Seite 7:    SPD Offenburg 

Seite 8:    Jutta Hagedorn 

Seite 9:    Martine De Coeyer 
Seite 10:   Martine De Coeyer 
Seite 11:  Dorothea Hertenstein, René Repasi 
Seite 12:  Martine De Coeyer 
Seite 13:    Gerd Zimmermann 

Seite 14:    Helga Pfahler 
Seite 15:   Stadtarchiv Offenburg, Helga Pfahler 
Seite 16:  Ute Seiler, Hermann Pfahler 
Seite 17:   Martine De Coeyer 

Termine 

Samstag, 07.10.2023, 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

SPD-Stand mit Kuchenverkauf auf dem Marktplatz in     
Gengenbach 

Dienstag, 10.10.2023, 19.00 Uhr 

Kreisvorstandsitzung  (online) der SPD Ortenau 

Freitag, 13.10.2023, 19.00 Uhr 

Podiumsdiskussion „Die Zukunft unserer EU“   
im „Kasino“ in Offenburg, Okenstraße 25a  

Samstag, 14.10.2023, 14.30 Uhr  

Jahreshauptversammlung der SPD Rheinau mit Neuwahlen  

Dienstag, 17.10.2023,  18.30 Uhr 

Festakt „50 Jahre SPD Hohberg“ im Gasthaus „Rössle“ in 
Hofweier. Musikalische Umrahmung mit den Roten Socken 

Samstag, 21.10.2023, 10.00 Uhr  -  17.00 Uhr 
Landesparteitag und LVV in Heilbronn  


